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Frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 BauGB zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 16 „Repowering Windpark Littdorf“ sowie zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Roßwein südlich des Ortsteils Littdorf (Vorentwurf vom 28.05.2026) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt als nach § 3 UmwRG anerkannte Naturschutzvereini-
gung sein Beteiligungsrecht nach § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG in Verbindung mit § 48 SächsNatSchG 
wahr und nimmt zu den oben genannten Planungen wie folgt Stellung. 

Gegenstand dieser Stellungnahme sind zum einen der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 16 
„Repowering Windpark Littdorf“ nach § 12 BauGB mit einem Geltungsbereich von 339.332 m² (33,93 
ha), zum anderen die parallel betriebene 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Roßwein süd-
lich des Ortsteils Littdorf mit einem Änderungsbereich von 341.836 m² (34,18 ha). 

Der BUND unterstützt den Ausbau der Windenergie als notwendigen Beitrag zur Energiewende und steht 
dem Repowering bestehender Windenergiestandorte grundsätzlich positiv gegenüber. Nach den Plan-
unterlagen sollen sieben Bestandsanlagen aus den Jahren 1999/2000 durch vier leistungsstärkere 
Anlagen ersetzt werden, während eine im Jahr 2012 in Betrieb genommene Bestandsanlage erhalten 
bleibt. Diese Grundkonzeption ist naturschutzfachlich grundsätzlich positiv zu bewerten, weil sie einen 
bereits vorbelasteten Standort nutzt, statt neue, bislang unbelastete Flächen für die Windenergienut-
zung zu erschließen. 

Die nachfolgend dargelegten Monita richten sich daher nicht gegen die Grundentscheidung zugunsten 
des Repowering, sondern gegen derzeit noch bestehende Ermittlungs-, Bewertungs- und Dokumentati-
onsdefizite in naturschutzfachlich und planungsrechtlich zentralen Punkten. Gerade die frühzeitige 
Beteiligung nach §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB dient dazu, solche Defizite vor der Erarbeitung des Plan-
entwurfs zu benennen, damit sie im weiteren Verfahren behoben werden können. 

1. Verfahren und planungsrechtlicher Rahmen 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 16 und die 2. Änderung des Flächennutzungsplans werden 
im Regelverfahren mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und zweistufiger Beteiligung nach §§ 3, 
4 BauGB durchgeführt 

Da es sich nicht um ein beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB, sondern um ein Regelverfahren 
mit vollständiger Umweltprüfung handelt, ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nach §§ 14 ff. 
BNatSchG uneingeschränkt zu beachten. Die Planunterlagen gehen hiervon im Ansatz zutreffend aus. 
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Nach den Unterlagen liegt das Plangebiet innerhalb des im Entwurf des Raumordnungsplans Wind 
Region Chemnitz vorgesehenen Windenergiegebiets Nr. 13, konkret in den Einzelflächen 12, 13, 1032 
und 1033. Dies ist als raumordnerisches Indiz zugunsten des Standorts zu berücksichtigen. Da der 
ROPW-Entwurf noch kein wirksames Ziel der Raumordnung darstellt, ersetzt diese Einstufung jedoch 
weder die eigenständige kommunale Abwägung noch die vollständige naturschutzfachliche Prüfung im 
vorliegenden Verfahren; auf diesen Zusammenhang gehen wir im Rahmen der artenschutzrechtlichen 
Bewertung unter Ziffer 3 näher ein 

2. Artenschutz 

Der Artenschutz ist der zentrale Prüfpunkt der vorliegenden Stellungnahme. Die Unterlagen enthalten 
hierzu derzeit widersprüchliche Angaben. Während die FNP-Begründung ausführt, dass die Bestandser-
hebung der Fauna durch die GLU GmbH Jena bereits läuft, die Kartierungen Vögel, Fledermäuse und 
Reptilien umfassen, im Jahr 2026 stattfinden und die Ergebnisse in den Entwurf eingearbeitet werden 
sollen, heißt es in der Begründung zum Bebauungsplan, die Erstellung eines Vogel- und Fledermausgut-
achtens sowie einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sei erst für das Jahr 2027 geplant. Die-
ser Widerspruch ist aufzuklären. 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, besonders geschützte Arten zu töten oder 
ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Damit die Gemeinde ihre Abwä-
gungsentscheidung nach § 1 Abs. 7 BauGB auf tragfähiger Grundlage treffen kann, muss sie bereits auf 
Ebene der Bauleitplanung in den Blick nehmen, ob artenschutzrechtliche Verbotstatbestände der Plan-
verwirklichung als Vollzugshindernis entgegenstehen können. 

Jedenfalls bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit parzellenscharf festgesetzten Anlagen-
standorten bedarf es daher bereits im Bauleitplanverfahren einer überschlägigen, fachlich belastbaren 
Prüfung der artenschutzrechtlichen Betroffenheit. Die Gemeinde muss bei hinreichend konkreter Pla-
nung die voraussichtlich betroffenen Arten und die Art ihrer Betroffenheit unter Hinzuziehung natur-
schutzfachlichen Sachverstands jedenfalls überschlägig ermitteln und bewerten. Eine vollständige Ver-
lagerung dieser Prüfung auf das spätere immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren begeg-
net daher jedenfalls dann Bedenken, wenn die Bauleitplanung die Standorte und Flächeninanspruchnah-
men bereits weitgehend konkret festlegt. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir, dass der Gemeinde spätestens zum Entwurfsbeschluss eine 
belastbare überschlägige artenschutzrechtliche Einschätzung vorliegt, die sich auf die bis dahin erho-
benen Kartierungsergebnisse stützt und jedenfalls Aussagen zu Vorkommen, Betroffenheit und metho-
dischem Vorgehen hinsichtlich kollisionsgefährdeter Vogelarten, Fledermäusen und Reptilien enthält. 
Die in den Unterlagen bereits vorgesehenen Bauzeitenregelungen, Rodungsbeschränkungen und 
Schutzmaßnahmen für Amphibien und Reptilien sind als Vermeidungsmaßnahmen zwar zu begrüßen, 
können jedoch eine ausreichende Ermittlungs- und Bewertungsgrundlage nicht ersetzen. 

In diesem Zusammenhang weisen wir ergänzend darauf hin, dass die Lage des Plangebiets im Wind-
energiegebiet Nr. 13 des ROPW-Entwurfs eine raumordnerische Eignungseinstufung darstellt, die von 
der artenschutzrechtlichen Ausschlussprüfung zu unterscheiden ist. Die Einstufung als Windenergiege-
biet im ROPW-Entwurf ersetzt nicht die eigenständige Prüfung, ob im Plangebiet ein landesweit bedeut-
sames Vorkommen einer betroffenen europäischen Vogelart im Sinne des § 249c Abs. 2 BauGB vorliegt 

Hinzu kommt, dass die 2. Änderung des Flächennutzungsplans den Bereich als Beschleunigungsgebiet 
für die Windenergie nach § 249c BauGB darstellen soll. Die FNP-Begründung führt selbst aus, dass eine 
solche Darstellung unter anderem dann ausscheidet, wenn ein Gebiet mit landesweit bedeutsamem 
Vorkommen einer betroffenen europäischen Vogelart vorliegt, und stützt die gegenteilige Annahme aus-
drücklich nur auf den „aktuellen Kenntnisstand“. Solange die einschlägigen Kartierungen noch nicht voll-
ständig ausgewertet und dokumentiert sind, sind die tatbestandlichen Voraussetzungen der Darstellung 
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als Beschleunigungsgebiet aus unserer Sicht noch nicht hinreichend belegt. Wir bitten daher um erneute 
Prüfung dieses Punktes auf Grundlage der vollständigen Kartierungsergebnisse vor dem Feststellungs-
beschluss. 

3. Eingriffsregelung und Kompensation 

Die Begründung zum Bebauungsplan bilanziert bereits einen verbleibenden Kompensationsbedarf von 
63.482 Wertpunkten für Eingriffe in Naturhaushalt und Boden sowie eine Ersatzzahlung in Höhe von 
455.699 Euro für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. Zugleich wird jedoch ausgeführt, dass 
die konkreten Kompensationsmaßnahmen erst im Entwurf ergänzt werden sollen. Die FNP-Begründung 
verzichtet demgegenüber nachvollziehbar auf eine eigenständige Bilanzierung und verweist auf die 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 

Diese Differenzierung zwischen vorbereitender und verbindlicher Bauleitplanung ist im Grundsatz sach-
gerecht. Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist eine belastbare Konkretisierung der Kompen-
sation jedoch bereits im weiteren Verfahren erforderlich, weil die Eingriffe durch Baufenster, Grundflä-
chen und Zuwegungen schon jetzt vergleichsweise konkret festgelegt werden. Damit die Abwägung 
ordnungsgemäß erfolgen kann, sollten die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen spätes-
tens zum Entwurfsbeschluss flächenscharf, mit Umfang, Wertigkeit und Zuordnung zu den jeweiligen 
Eingriffen, dargelegt werden. 

Positiv hervorzuheben ist, dass in den Unterlagen bereits differenzierte Maßnahmen zum Bodenschutz 
genannt werden, insbesondere die getrennte Lagerung von Ober- und Unterboden sowie der sachge-
rechte Umgang mit Bodenmieten. Diese Maßnahmen sind fachlich sinnvoll und sollten in die verbindli-
che Planung übernommen und dort möglichst konkretisiert werden. 

4. Gebietsschutz, Boden und weitere Punkte 

Nach den Unterlagen liegen innerhalb des Geltungsbereichs keine Natura-2000-Gebiete, Naturschutz-
gebiete oder Landschaftsschutzgebiete. In einer Entfernung von etwa 400 m östlich befinden sich 
jedoch das Vogelschutzgebiet „Täler in Mittelsachsen“ und das FFH-Gebiet „Striegistäler und Aschbach-
tal“; zudem wird ein weiteres FFH-Gebiet in etwa 2 km Entfernung benannt. Da die Unterlagen selbst auf 
die Relevanz von Vogel- und Fledermausarten für diese Gebiete verweisen und die Kartierungen noch 
nicht abgeschlossen sind, ist derzeit noch nicht hinreichend dokumentiert, ob erhebliche Beeinträchti-
gungen der Erhaltungsziele sicher ausgeschlossen werden können. Wir regen daher an, das Ergebnis 
einer FFH-Verträglichkeitsvorprüfung beziehungsweise eines nachvollziehbaren FFH-Screenings spä-
testens mit den Entwurfsunterlagen vorzulegen, sofern sich ein Ausschluss erheblicher Beeinträchti-
gungen nicht bereits aus der dann vorliegenden Datengrundlage eindeutig ergibt. 

Hinsichtlich des Bodenschutzes ist hervorzuheben, dass die betroffenen Böden nach den Unterlagen 
eine sehr hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit und ein hohes Wasserspeichervermögen aufweisen und 
zugleich mittel bis hoch erosions- und verdichtungsempfindlich sind. Vor diesem Hintergrund sollte die 
Flächenminimierung bei Baustellenzufahrten, Kranstellflächen und bauzeitlich beanspruchten Arbeits-
bereichen im weiteren Verfahren noch konkreter dargestellt werden. Die Begründung zum Bebauungs-
plan nennt für die bauzeitliche Zuwegung zwei Varianten, lässt die Konkretisierung aber dem Genehmi-
gungsverfahren vorbehalten. Auch wenn die endgültige Festlegung später erfolgt, halten wir bereits auf 
Entwurfsebene eine erste umweltbezogene Vorzugsbewertung der Varianten für erforderlich, damit ihre 
jeweiligen Auswirkungen auf Boden und Flächeninanspruchnahme abgewogen werden können. 

5. Forderungen 

Vor diesem Hintergrund bittet der BUND Landesverband Sachsen e. V., die folgenden Punkte im weiteren 
Verfahren, spätestens bis zur Entwurfsfassung, zu berücksichtigen: 
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1. Vorlage einer belastbaren überschlägigen artenschutzrechtlichen Einschätzung auf Grundlage der 
bis dahin vorliegenden Kartierungsergebnisse zu Vögeln, Fledermäusen und Reptilien einschließlich 
Methodik, Untersuchungszeiträumen und vorläufiger Betroffenheitsbewertung. 

2. Klarstellung, zu welchem Zeitpunkt die vollständigen artenschutzfachlichen Unterlagen, insbeson-
dere Vogel- und Fledermausgutachten sowie spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, tatsächlich 
vorliegen werden, und Auflösung des Widerspruchs zwischen B-Plan- und FNP-Begründung. 

3. Erneute Prüfung und Dokumentation der Voraussetzungen des § 249c Abs. 2 BauGB auf Grundlage 
vollständiger Kartierungsergebnisse vor dem Feststellungsbeschluss der FNP-Änderung. 

4. Flächenscharfe Konkretisierung der vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen für die im Bebau-
ungsplan bilanzierten Eingriffe in Naturhaushalt, Boden und Landschaftsbild. 

5. Mitteilung, ob eine FFH-Verträglichkeitsvorprüfung beziehungsweise ein FFH-Screening durchge-
führt wird, sowie Vorlage der entsprechenden Unterlage spätestens mit den Entwurfsunterlagen. 

6. Vertiefte Darstellung der Flächenminimierung und eine erste umweltbezogene Vorzugsbewertung 
der in Betracht kommenden bauzeitlichen Zuwegungsvarianten und Flächenbeanspruchungen für 
Kranstell- und Montageflächen. 

Der BUND Landesverband Sachsen e. V. bewertet das Repowering-Vorhaben am bestehenden Standort 
dem Grunde nach positiv. Eine abschließende fachliche Bewertung setzt jedoch voraus, dass die vor-
stehend benannten Ermittlungs- und Dokumentationsdefizite im weiteren Verfahren behoben und die 
Entwurfsunterlagen entsprechend ergänzt werden. 

Wir bitten um Berücksichtigung der vorstehenden Hinweise in der weiteren Abwägung und um weitere 
Beteiligung im Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


